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Ein Recht für alle,
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Mitmachen

Ich möchte andere Menschen über Attac informieren.
Bitte schickt mir ___ Exemplare dieses
Faltblattes zur Sozialen Absicherung.

Bitte schickt mir weiteres Informationsmaterial.

Bitte nehmt mich in den Attac-Infoverteiler auf.

Ich möchte mehr über Attac wissen.

Bitte schickt mir ___ Exemplare
der Attac-Selbstdarstellung.
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-iIch möchte den kostenlosen elektronischen

Newsletter von Attac abonnieren. (ca. eine Mail alle
zwei Wochen, E-Mai-Adresse bitte angeben!)
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Sozialabbau ist kein Naturgesetz

Privater Reichtum und öffentliche Armut

Gesundheitsreform, Rente mit 67, angekündigte Reform
der Pflegeversicherung: Die Sozialen Sicherungssysteme
stehen nach wie vor unter Beschuss. Angeblich sei der
Sozialstaat im 21. Jahrhundert weder wettbewerbsfähig
noch bezahlbar. Die Ursachen sind selbstgemacht, die
Begründungen vorgeschoben. Nicht Globalisierung, demo-
grafische Entwicklung, hohe Löhne und Lohnnebenkosten
oder eine ausufernde Bürokratie sind schuld, sondern
eine bewusste Politik der Umverteilung von unten nach
oben. Dabei ist Deutschland eines der reichsten Länder
der Welt, und der gesellschaftliche Reichtum steigt jedes
Jahr. Die Arbeitsproduktivität hat sich in den letzten 20
Jahren nahezu verdoppelt und es gibt immer mehr Güter,
Dienstleistungen und Geld – folglich steigen die Möglich-
keiten, allen Menschen ein gutes Leben in sozialer
Sicherheit zu bieten.

Aber nicht das gesellschaftlich Sinnvolle wird als Maßstab
genommen, sondern die Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen, und die drückt sich in Profitrate und Aktienkurs
– auch Shareholder Value genannt – aus. Im Kern geht es
um die Interessen der Kapitalbesitzer und der Unterneh-
men im Zeitalter der Globalisierung: Auf immer weniger
regulierten weltweiten Märkten kämpfen sie um die größ-
ten Anteile. Um die Konkurrenz aus dem Feld zu schla-
gen, werden Kosten reduziert und Mitarbeiter entlassen.
Logisch erscheint es da, die Beiträge der Arbeitgeber zu
den Sozialversicherungen – die so genannten Lohnneben-
kosten – zu senken. Tatsächlich sind die „Lohnnebenkos-

ten“ aber Teil des Arbeitnehmerentgelts, wie es das Sta-
tistische Bundesamt ausweist. Werden sie gesenkt, bedeu-
tet das Kürzung von Löhnen – zu Lasten der sozialen
Sicherheit. Nationale Regierungen wetteifern weltweit dar-
um, für „die Wirtschaft“ den günstigsten Standort abzu-
geben, und senken deshalb die Gewinnsteuern für Unter-
nehmen immer mehr. Dadurch werden die öffentlichen
Kassen natürlich immer leerer. Wären die Personalkosten
und die Steuern tatsächlich zu hoch, wäre Deutschland
nicht eines der wettbewerbsfähigsten Länder der Erde und
nicht seit Jahren Exportweltmeister. Leere öffentliche Kas-
sen sind kein Schicksal, sondern das Ergebnis einer
gezielten Umverteilungspolitik zu Gunsten von Konzer-
nen und Vermögenden.
Die sinkenden Einkommen der Arbeitnehmer bleiben
jedoch nicht ohne Folgen: Die Binnennachfrage sinkt und
die Öffentliche Hand investiert immer weniger. Dennoch
wird von der Politik und den Arbeitgeberverbänden ste-
reotyp die Meinung verbreitet, würde die Arbeit billiger,
kämen mehr Menschen in Lohn und Brot. Aber das
Gegenteil ist der Fall, denn wenn breite Bevölkerungs-
schichten ärmer gemacht werden, konsumieren sie auch
weniger. Durch die geringeren Einnahmen in der Sozial-
versicherung und die damit begründeten Leistungskür-
zungen breiten sich Arbeitslosigkeit und Armut immer
weiter aus. Dagegen haben z.B. die skandinavischen Län-
der mit hohen Löhnen und Sozialleistungen gleichzeitig
die höchsten Beschäftigungsquoten. Massenerwerbslosig-
keit, Ausweitung von Niedriglöhnen und drittklassige Bil-
ligjobs sowie die insgesamt zurückbleibende Lohnentwick-
lung haben die Sozialversicherung vom Wachstum des
gesellschaftlichen Reichtums abgekoppelt. Konkurrenz-
vorteile auf globalen Märkten werden durch zunehmend

ungerechte Verteilung von Arbeit, Einkommen und Ver-
mögen erzielt. Unter der Parole „mehr Eigenverantwor-
tung“ werden in der gesetzlichen Sozialversicherung die
Leistungen zurückgeschraubt und die Arbeitnehmer
gleichzeitig aufgefordert, selbst privat vorzusorgen.
Zugleich werden die sozialen Dienstleistungen z.B. von
ÄrztInnen und Pflegekräften zu Wettbewerbsmärkten
umgebaut. Damit Konzerne und andere Investoren Profite
machen können, werden öffentliche Krankenhäuser priva-
tisiert, während sich die Arbeitsbedingungen und Ein-
kommen der dort Beschäftigten zusehends verschlech-
tern.
Wenn der Schutz durch die gesetzlichen Sozialversiche-
rungen immer schlechter wird und stattdessen immer
mehr private Vorsorge verlangt wird, dann werden auch
damit nur die Interessen der Wirtschaft und speziell die
der privaten Versicherungskonzerne bedient. Sie profitie-
ren vom sozialen Kahlschlag – und erzielen permanent
steigende Gewinne.

Der neoliberale Umbau unserer Sozialsysteme wird nun
von der Großen Koalition weitergeführt. Folgende Maß-
nahmen wurden in 2006/2007 beschlossen:

Der Beitragssatz ist ungeachtet der arbeitsmarktpoliti-
schen Herausforderungen um 2,3 % Prozent gesenkt wor-
den und beträgt jetzt nur noch 4,2 %, um die Arbeitgeber
weiter zu entlasten. Bedingt durch starke Kürzungen bei
den Arbeitsförderangeboten und den Leistungskürzungen
bei Arbeitslosen (u.a. durch Hartz IV) hat die Bundes-
agentur für Arbeit im Jahr 2006 ca. neun Milliarden Euro
an Überschüssen eingefahren und denkt nicht im Ent-
ferntesten daran, das Geld in irgendeiner Form wieder
den eigentlich Berechtigten, nämlich den Arbeitslosen,
zukommen zu lassen.

Durch das Einfrieren der bisher an die Lohn- und Bei-
tragsentwicklung gekoppelten Bundeszuschüsse wurden
die Einnahmen der Rentenkassen gekürzt. Ein „Nachhol-
faktor“ sorgt über Jahre hinaus für Nullrunden. Das Ren-
tenalter wird schrittweise auf 67 Jahre erhöht. Ange-
sichts der Tatsache, dass die Mehrzahl der Unternehmen
weder ArbeitnehmerInnen über 50 Jahre beschäftigt noch
einstellt, ist die Verlängerung der Lebensarbeitszeit

Arbeitslosenversicherung:

Rentenversicherung:

●
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absurd. Alle diese Maßnahmen führen zu massiven Ren-
tenkürzungen in der Zukunft.

Mit der Gesundheitsreform 2007 werden die Strukturen
im Gesundheitssystem grundlegend verändert. So die
Finanzierung der GKV: Ab 2009 bestimmen nicht mehr
die Krankenkassen die Beitragshöhe, sondern es wird ein
einheitlicher Beitragsatz von der Bundesregierung festge-
legt. Diese Beiträge fließen dann ab dem 01.01.2009 in
den neu geschaffenen Gesundheitsfonds. Aus diesem
Fonds erhalten die Krankenkassen einen festen Betrag
pro Mitglied sowie einen Zuschlag für den Ausgleich zwi-
schen den Kassen mit ärmeren und kränkeren und denen
mit wohlhabenderen und gesünderen Versicherten. Weil
besonders die „ärmeren“ Kassen damit aber ihre Ausga-
ben nicht decken können, müssen sie von den Versicher-
ten – nicht aber von den Arbeitgebern – einen „Nach-
schlag“ fordern. Dadurch ist eine paritätische Finanzie-
rung (Arbeitnehmer und Arbeitgeber zahlen je die Hälfte
der Beiträge) endgültig vom Tisch.

Krankenversicherung:

Die Große Koalition will einen verschärften Wettbewerb
zwischen den Kassen um Kostensenkungen. Dazu wurde
auch die ganze Palette der Wettbewerbsinstrumente aus
der Privaten in die Gesetzliche Krankenversicherung über-
tragen: Selbstbehalte, Rabattverträge, Wahltarife, Bei-
tragsrückgewähr, Kostenerstattung. Diese begünstigen
nachweislich die Wohlhabenderen und Gesunden. Sie ent-
ziehen der GKV Mittel, die dringend zur Krankenversor-
gung benötigt werden. Leistungen werden u.a. auch

●



Wer oder was ist Attac?
Attac ist ein breites gesellschaftliches Bündnis, das sich den
Sachzwängen der Globalisierung widersetzt. Ausgehend von
Frankreich haben sich inzwischen in über 30 Ländern Men-
schen und Organisationen aus der Umwelt-, Friedens- und
internationalen Solidaritätsbewegung zu Attac zusammenge-
schlossen. Antikapitalisten, kirchliche Kräfte, Gewerkschaften
und nicht organisierte Einzelpersonen sind ebenso dabei.
Allein in Deutschland machen schon über 16.000 Menschen
mit. Attac richtet sich an alle, die nicht länger ohnmächtig
zusehen wollen, wie Politik und Wirtschaft die Zukunft der
Welt verspielen und sich gemeinsam Gedanken über Auswege
aus weltweiten und lokalen Problemen machen wollen. Dabei
steht Attac für vielfältige und kreative Aktionsformen: von
Informationsvermittlung in Bildungs- und Diskussionsveran-
staltungen bis zum Protest bei internationalen Gipfeln oder
spektakulären Aktionen des zivilen Ungehorsams.
Innerhalb von Attac gibt es zahlreiche Lokalgruppen und bun-
desweite Arbeitszusammenhänge, die sich mit den unterschied-
lichsten Aspekten der Globalisierung beschäftigen. Zum Thema
„soziale Absicherung“ arbeitet v.a. die bundesweiten AG Genug
für Alle (www.attac.de/genug-fuer-alle). Auf der Webseite der
Kampagne finden sich weitere Informationen zum Thema.
Adressen und AnsprechpartnerInnen finden sich im Internet
unter www.attac.de oder können telefonisch im Bundesbüro
erfragt werden:

Attac, Münchener Straße 48, 60329 Frankfurt/M.
Tel.: 069-900 281-10, Fax: -99, info@attac.de, www.attac.de

KontoinhaberIn:

Konto-Nr.:

Bank:

BLZ:

Datum/Unterschrift:

Mitgliedschaft / Spenden

Ja, ich möchte Mitglied bei Attac werden
(Adresse bitte auf der Rückseite eintragen!)

Ich erkläre mich damit einverstanden, dass
Attac jährlich / monatlich meinen Mitglieds-
beitrag* in Höhe von jeweils ___ von
meinem Konto abbucht.
(Unzutreffendes bitte streichen!)

3

Ich möchte Attac mit einer Spende unterstützen.
Ich bin damit einverstanden, dass Attac
einmalig/monatlich/jährlich ______
von meinem Konto einzieht.
(Unzutreffendes bitte streichen!)

3

Spendenkonto Attac Deutschland:
Attac Trägerverein e.V.
Konto-Nr. 800 100 800
GLS Gemeinschaftsbank, BLZ 430 609 67
Spenden sind steuerlich absetzbar!

Attac stärken – Mitglied werden!

*  Richtwert für den Beitrag sind 5 EUR im Monat. Nach
Selbsteinschätzung freuen wir uns jedoch, wenn der Bei-
trag höher liegt. Der Mindestbeitrag beträgt 15 EUR im
Jahr (Ausnahmen sind natürlich möglich).
Die Teilnahme am Lastschriftverfahren spart uns viel Zeit
und Geld, deshalb bitten wir darum, uns eine Einzugser-
mächtigung zu erteilen. Sie ist jederzeit widerrufbar.

Ich überweise meinen Mitgliedsbeitrag*
von ___ jährlich/monatlich auf das Konto
von Attac. (Unzutreffendes bitte streichen!)

3
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durch die Bonus-Malus-Regelung weiter reduziert, d.h.
die Verordnungsfreiheit für Kassenpatienten ist am
Ende. Von innovativen Untersuchungen und wirksa-
men, nebenwirkungsarmen und sehr teuren Therapien
sind Kassenpatienten längst ausgeschlossen. Statt die
marode Finanzierungsbasis zu sanieren, wurde sie eher
noch geschwächt und es kann weiterhin behauptet
werden, es sei  kein Geld da  und deshalb müsse im
Gesundheitswesen gespart werden.

Pflegeversicherung:
2008 soll es zu einer „Reform“ der Pflegeversicherung
kommen. Befürchtet wird, dass ein Teil der Finanzie-
rung in kapitalgedeckte Privatvorsorge verlagert wird
und schon bisher unzureichende Leistungen weiter
gekürzt werden, so dass die Solidarität weiter abge-
baut wird. Menschenwürdige Pflege wird dadurch noch
stärker von Einkommen und Vermögen abhängig. Darü-
ber hinaus wird der zu erwartende Rückgang an
sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätzen durch
Billigjobs und die schwache Binnenkonjunktur die
Finanzprobleme der Sozialversicherung weiter vergrö-
ßern und Vorwände für weitere Leistungskürzungen
liefern.

●

stungen gehören in den geschützten Bereich öffentlicher,
demokratisch steuerbarer Daseinsvorsorge – wir brauchen
keine Privaten Krankenversicherungen. Die rapide stei-
gende Kommerzialisierung muss zurückgenommen wer-
den. Die Leistungen müssen zum Wohle der Versicherten
verbessert werden, wodurch zusätzliche und sinnvolle
Arbeitsplätze geschaffen werden können.

Erwerbslosigkeit müssen den Arbeitslosen auch wieder
sinnvolle Angebote zur Fortbildung und Umschulung
unterbreitet werden. Wir fordern ein armutsfestes Ein-
kommen  für alle, ob sie Arbeit haben oder nicht. Die Mil-
liardenüberschüsse der Bundesagentur für Arbeit sollten
genau dazu eingesetzt werden. Die Arbeitslosigkeit muss
durch eine drastische Verkürzung der Arbeitszeit redu-
ziert werden. Prekäre Arbeitsplätze sind in sozialversiche-
rungspflichtige Jobs mit existenzsichernden Löhnen
umzuwandeln. Notwendig ist auch eine Arbeitsmarktab-
gabe derjenigen Erwerbstätigen, die nicht in die Arbeits-
losenversicherung einzahlen.

entwickelt sich durch die Reformen von Riester und die
Einführung der Rente mit 67 bis zum Jahr 2030 zu einer
„beitragsfinanzierten Sozialhilfe“. Dann müssen selbst
DurchschnittsverdienerInnen 37 Jahre Beiträge gezahlt
haben, um eine Rente auf Sozialhilfeniveau zu bekom-
men. Gerade den jüngeren Generationen droht eine neue
Altersarmut großen Umfangs – auch weil durchgehende
Berufsbiographien immer seltener werden. Was wir brau-
chen, ist aber die armutsfeste Sicherung einer würdigen
dritten Lebensphase ohne Absturz vom erarbeiteten
Lebensstandard. Es müssen Wege gefunden werden, damit
Arbeitnehmer flexibel in den Ruhestand gleiten können –
die frühere Altersteilzeitregelung war ein Schritt in die
richtige Richtung. Durch schlechte Arbeitsbedingungen,
prekäre Arbeitsverhältnisse und niedrige Entlohnung sind
viele Menschen körperlich und seelisch überhaupt nicht
in der Lage, über das 60. Lebensjahr hinaus berufstätig
zu sein. Die für eine Rente ohne Abschläge erforderlichen
45 Beitragsjahre müssen an die tatsächlichen durch-
schnittlichen Versicherungszeiten herangeführt werden.

Leistungsausgrenzungen, Zuzahlungen und Wahltarife för-
dern den Ausschluss ärmerer Schichten von der Gesund-
heitsversorgung. Es ist bereits bewiesen, dass Menschen
mit geringerem Einkommen früher sterben. Durch die
geringere Lebenserwartung und die kürzere Rentenbe-
zugszeit subventionieren sie mit ihren Beiträgen zum
erheblichen Teil die Rente von Besserverdienenden. Eine
nicht hinzunehmende Zwei-Klassen-Medizin hat sich eta-
bliert. Notwendig ist eine Krankenversicherung für alle,
die eine optimale Gesundheitsvorsorge für jede und jeden
finanziert unabhängig vom Einkommen. Es darf auf kei-

Das Rentenniveau

Die Krankenversicherung

●

●

nen Fall Leistungsausschlüsse bei angeblich selbstver-
schuldeten Krankheiten geben. Die extrem hohen Rendi-
ten der Pharmaunternehmen (Verdoppelung in den letz-
ten sechs Jahren) zu Lasten der gesetzlich Versicherten
sind nicht länger hinnehmbar.

in den Altenheimen ist trotz steigender Kosten immer sel-
tener der Fall und die Überforderung pflegender Angehö-
riger zu Hause wächst. Schon das Verfassungsgebot zum
Schutz der Menschenwürde gebietet durchgreifende Leis-
tungsverbesserungen. Gute Pflege braucht Menschen! Der
Pflegenotstand muss beendet und wieder mehr qualifi-
ziertes Personal eingestellt werden. Alternative Wohnkon-
zepte für ältere Menschen sollten gefördert werden,
damit diese so lange wie möglich in ihren eigenen vier
Wänden bleiben können.

Von der Bundesregierung haben ArbeitnehmerInnen,
Erwerbslose, RentnerInnen und Kranke weiterhin nichts
Gutes zu erwarten – auch nicht von den Grünen und der
FDP. Diese Politik, die uns als alternativlos verkauft wird,
führt nur dazu, dass die Reichen immer reicher werden,
während breite Bevölkerungsschichten verarmen. Wir müs-
sen unsere Angelegenheiten selbst in die Hand nehmen
und für eine andere Politik kämpfen, wenn wir uns, unse-
ren Kindern und Enkeln eine lebenswerte Zukunft sichern
wollen. Macht mit und werdet Mitglied bei Attac. Gemein-
sam wehren wir uns gegen falsche Bescheidenheit und
wollen uns nicht verarmen lassen!

Menschenwürdige Pflege

Streiten für bessere Zeiten!
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Soziale Reformen sind notwendig!
Attac fordert die Einführung einer Solidarischen
Bürgerversicherung statt einer Privatisierung der
Sozialen Sicherungssysteme!

Wir meinen, die Finanzsituation der Sozialversiche-
rung kann nur durch angemessene Einnahmen verbes-
sert  werden. Neben den Arbeitseinkommen, deren
Anteil am Volkseinkommen rückläufig ist, müssen
auch Kapital- und Vermögenseinkommen in gleicher
Weise zur Finanzierung herangezogen werden. Die Bei-
tragsbemessungsgrenzen sind abzuschaffen, damit
auch SpitzenverdienerInnen das Solidaritätsprinzip
stützen. Je die Hälfte der Beiträge ist durch die Versi-
cherten und die Unternehmen aufzubringen.
Außerdem sollten sich Unternehmen zusätzlich mit
einer Wertschöpfungsabgabe beteiligen. Des weiteren
müssen alle Bevölkerungsgruppen zur Finanzierung
der sozialen Sicherungssysteme beitragen, auch Politi-
ker, Beamte und Selbständige. Die sozialen Dienstlei-

Die Einkommen der Arbeitnehmer müssen endlich wieder
steigen und der seit Jahren steigenden  Gewinnsituation
der Unternehmen angepasst werden. Dazu gehört auch
die Einführung eines Mindestlohns in akzeptabler Höhe.
Das von attac und Gewerkschaften vorgelegte Modell der
Solidaischen Einfachsteuer sieht  eine umfassende Reform
der Unternehmensbesteuerung und die Wiedereinführung
der Vermögensteuer ebenso vor wie die Erhöhung des Spit-
zensteuersatzes. Dadurch  stünden dem Staat und den
Sozialsystemen wieder ausreichende Mittel zur Erfüllung
öffentlicher Aufgaben zur Verfügung. Mit Reformen, die
diesen Namen auch verdienen,  müsste dringend begon-
nen werden:

verlangen wir eine sofortige Rücknahme der Hartz-
Gesetze. Dadurch reduziert sich die Erpressbarkeit der
Beschäftigten und der  Druck auf Löhne und Arbeitsbe-
dingungen sinkt. Neben einer wirksamen Absicherung bei

In der Arbeitslosenversicherung●

Es ist genug für alle da – wir brauchen
endlich Umverteilung von oben nach unten!


